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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 8. Dezember 1983

über ein Verfahren nach Artikel 85 des EWG-Vertrags
(IV/29.955 — Carbon Gas Technologie)

(Nur der deutsche Text ist verbindlich)

(83/669/EWG)

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung Nr. 17 des Rates vom
6. Februar 1962 — Erste Durchführungsverordnung
zu den Artikeln 85 und 86 des EWG-Vertrags (') —,
zuletzt geändert durch die Akte über den Beitritt
Griechenlands, insbesondere auf die Artikel 4, 6
und 8,

im Hinblick auf den von der Deutschen BP, Ham­
burg (nachstehend DBP) am 9 . Oktober 1979 einge­
reichten Antrag auf Erteilung eines Negativattests
nach Artikel 2 der Verordnung Nr. 17 und auf die
von ihr hilfsweise vorgenommene Anmeldung nach
Artikel 4 Absatz 1 derselben Verordnung betreffend
eine Vereinbarung zwischen DBP, Carbon Gas
Technologie GmbH, Ratingen (CGT), Deutsche
Babcock Aktiengesellschaft (DB), Deutsche Bab­
cock Beteiligungs GmbH, Oberhausen (DBB), und
Projektierung Chemische Verfahrenstechnik GmbH,
Ratingen (PCV),

nach Veröffentlichung des wesentlichen Inhalts der
Anmeldung gemäß Artikel 19 Absatz 3 der Verord­
nung Nr. 17 ,

nach Anhörung des Beratenden Ausschusses für
Kartell - und Monopolfragen,

Die Vereinbarungen über die Tätigkeit von CGT
und die Zusammenarbeit zwischen den Beteiligten
haben im wesentlichen folgenden Inhalt :

— CGT ist eine Gemeinschaftsgründung von DBB
und PCV, die insbesondere die Entwicklung
eines kombinierten Kohledruckvergasungsver­
fahrens für den Einsatz von vereinfacht aufbe­
reiteter Rohförderkohle bis zur industriellen
Reife sowie die rechtsgeschäftliche Verwertung
dieses Verfahrens bezweckt (Kooperationsziel).

— Die CGT ist für unbestimmte Zeit gegründet .
Eine Kündigung der Gesellschaft ist im Gesell­
schaftsvertrag nicht vorgesehen . Jeder Gesell­
schafter kann jedoch jederzeit seine Geschäfts­
anteile insgesamt auf eine mit ihm verbundene
Gesellschaft, an der er mit mindestens 51 %
beteiligt ist, oder die an ihm mit mindestens
51 % beteiligt ist , übertragen . Eine Übertragung
auf die British Petroleum Company Ltd ., Lon­
don, ist jedoch nicht möglich . Bei anderweitiger
Veräußerung von Geschäftsanteilen haben die
übrigen Gesellschafter ein Optionsrecht für den
Erwerb dieser Anteile .

— DBP beteiligt sich mit 33 Vi % an CGT ; die rest­
lichen Anteile verbleiben zu gleichen Teilen bei
DBB und PCV.

— Die Gesellschaft hat drei Geschäftsführer, von
denen je einer von DBB, PCV und DBP
benannt wird . Sie wird durch zwei Geschäfts­
führer gemeinsam oder durch einen Geschäfts­
führer zusammen mit einem Prokuristen vertre­
ten . Über den normalen Rahmen des Geschäfts­
betriebs hinausgehende Fragen wie Finanzpla­
nung, Übernahme von Bürgschaften, Vornahme
größerer Investitionen usw. unterliegen der
Zustimmung der Gesellschafterversammlung.
Diese ist beschlußfähig, wenn zwei Drittel des
Gesellschaftskapitals vertreten sind, und ihre
Beschlüsse bedürfen der Einstimmigkeit .

— DBP, DB, DBB und PCV verpflichten sich, ihr
gesamtes vorhandenes und künftiges techni­
sches Wissen, das der CGT für die Verwirkli­
chung des Kooperationsziels nützlich ist , dieser
unentgeltlich zur Verfügung zu stellen . PCV hat
darüber hinaus ihr gesamtes Know-how auf

in Erwägung nachstehender Gründe :

I. SACHVERHALT

Die angemeldete Vereinbarung betrifft die Zusam­
menarbeit mehrerer Unternehmen auf dem Gebiet
der Kohlevergasung in dem Gemeinschaftsunter­
nehmen CGT und die geplante Beteiligung von
DBP hieran .

(') ABl . Nr. 13 vom 21 . 2 . 1962, S. 204/62 .
(2 ) ABl . Nr. C 220 vom 17 . 8 . 1983 , S. 4 .
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CGT in dem Sinne aktiv in die Vermarktung des
entwickelten Verfahrens eingeschaltet, daß sie im
Rahmen der Herstellung und des Betriebs von Koh­
ledruckvergasungsanlagen insbesondere die Verfah­
rensauslegung (basic design), die Technologieüber­
tragung und begleitende technische Unterstützung
erbringt.

Die Vertragspartner waren ursprünglich ausnahms­
los Unternehmen bedeutender Gruppen im Gemein­
schafts - und internationalen Bereich, die auf den
Sektoren industrieller Anlagenbau bzw. Energie
tätig sind : Gruppe Deutsche Babcock mit einer
Kapitalausstattung von 200 Mill . DM, Gruppe Flick
(PCV) von 700 Mill . DM, British Petroleum Co . Ltd .
von 500 Mill . £ . Im Oktober 1982 hat der damalige
Vorsitzende der Geschäftsführung von PCV, Herr
Manfred Nemitz, von der Friedrich Flick Industrie­
verwaltung KGaA sämtliche Geschäftsanteile der
PCV übernommen .

Auf dem Markt der Gemeinschaft sind mehrere Ver­
fahren der Kohlevergasung vertreten, die sich in ver­
schiedenen Stadien der Entwicklung befinden . Die
bedeutendsten Wettbewerber sind Lurgi GmbH,
Fried . Krupp GmbH, AGIP, Shell , Texaco, Ruhr­
kohle AG, Saarbergwerke AG und Rheinische
Braunkohlenwerke AG.

Der Kommission sind im Anschluß an die Bekannt­
machung der Anmeldung nach Artikel 19 Absatz 3
der Verordnung Nr. 17 keine Bemerkungen Dritter
zugegangen .

dem Kooperationsgebiet einschließlich der
Rechte an gültigen Patenten über die Kohlever­
gasung in das Gemeinschaftsunternehmen ein­
gebracht.

— DBP, DB, DBB und PCV verpflichten sich ,
zugleich für die mit ihnen verbundenen Unter­
nehmen, während der Dauer ihrer Beteiligung
an dem Gemeinschaftsunternehmen mit der
CGT auf dem Kooperationsgebiet nicht in
Wettbewerb zu treten . Von dieser Verpflichtung
ausgenommen ist lediglich die Muttergesell­
schaft der DBP, die British Petroleum Co . Ltd .,
London .

— DBP, DB, DBB und PCV verpflichten sich ,
sämtliche vertraulichen Informationen, die sie
während der Laufzeit des Kooperationsvertrags
von den anderen Beteiligten oder der CGT im
Zusammenhang mit dem Kooperationsgegen­
stand erhalten , weder im eigenen Unternehmen
zu verwenden noch an dritte , oder an verbun­
dene Unternehmen im Sinne von §§ 17 bis 19
AktG (abhängige und herrschende Unterneh­
men, Konzernunternehmen, wechselseitig betei­
ligte Unternehmen) weiterzugeben .

— Die Gesellschafter der CGT verpflichten sich
für den Fall ihres Ausscheidens aus der CGT,
innerhalb einer Frist von fünf Jahren das der
CGT zustehende Know-how auf dem Koopera­
tionsgebiet weder selbst zu verwerten noch an
Dritte weiterzugeben . Für jeden Fall des Versto­
ßes gegen diese Vertragspflicht wird eine Ver­
tragsstrafe in Höhe von 100 000 DM festgesetzt .
Im Streitfall hat der ausgeschiedene Gesell­
schafter den Beweis dafür zu führen, daß er das
der CGT zustehende Know-how auf dem
Kooperationsgebiet nicht selbst verwertet oder
an Dritte weitergegeben hat. Die Vertragspart­
ner stehen dafür ein , daß diese Verpflichtung
auch von den mit den Gesellschaftern verbun­
denen Unternehmen eingehalten wird .

— Die Vertragspartner haben vereinbart, daß die
Deutsche Babcock Aktiengesellschaft, Mutter­
gesellschaft der DBB, zu gegebener Zeit von
CGT eine nicht ausschließliche Lizenz für den
Bau und den weltweiten Verkauf der von CGT
entwickelten Anlagen erhält . DBP beabsichtigt,
Anlagen, die den Gegenstand der CGT bilden,
später zu erwerben und zu betreiben .

Im Vordergrund der Tätigkeit von CGT stehen For­
schung und Entwicklung, verbunden mit dem
Betrieb einer Pilotanlage . Im Anschluß daran ist die
Errichtung einer Demonstrationsanlage vorgesehen,
die nicht vor Ende 1988 den Betrieb aufnehmen
wird . Die bis zu diesem Zeitpunkt entstandenen
Kosten dürften sich auf 400 bis 500 Millionen DM
belaufen . Teile des Projektvolumens werden durch
Inanspruchnahme öffentlicher Mittel finanziert . Im
Anschluß an die Entwicklungsphase ist der
Abschluß des Vertrages über die nicht ausschließli­
che Lizenz für DB vorgesehen . Darüber hinaus wird

II . RECHTLICHE BEURTEILUNG

A. Anwendbarkeit von Artikel 85 Absatz 1
EWG-Vertrag

Nach Artikel 85 Absatz 1 EWG-Vertrag sind Verein­
barungen zwischen Unternehmen mit dem Gemein­
samen Markt unvereinbar und verboten, wenn sie
den Handel zwischen Mitgliedstaaten zu beeinträch­
tigen geeignet sind und eine Verhinderung, Ein­
schränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs
innerhalb des Gemeinsamen Marktes bezwecken
oder bewirken .

Die Vereinbarung zwischen DBP, CGT, DB, DBB
und PCV erfüllt diesen Tatbestand aus folgenden
Gründen :

1 . Die Vereinbarung über das Kooperationsziel in
einem Sektor, dem für die Energieversorgung
große Bedeutung zukommen kann, sieht den
Verzicht der Beteiligten und aller mit ihnen ver­
bundenen Unternehmen auf Wettbewerb mit
dem Gemeinschaftsunternehmen auf dem
Kooperationsgebiet vor und bedingt hierdurch
ihren Verzicht auf Wettbewerb untereinander.
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die von einem beachtlichen innergemeinschaft­
lichen Austausch geprägt sind, ist der Handel
zwischen Mitgliedstaaten auch infolge des
Angebots des Gases auf dem Markt betroffen .

Wenngleich im Gegensatz zu den beiden ande­
ren Gesellschaftern der British Petroleum Com­
pany Ltd . Wettbewerb mit dem Gemeinschafts­
unternehmen zwar nicht ausdrücklich untersagt
ist, ist solcher erfahrungsgemäß jedoch unwahr­
scheinlich . Jeder Vertragspartner verfügt unmit­
telbar oder aufgrund von Beteiligungen über
theoretische oder praktische Erfahrungen auf
dem Gebiet der Kohlevergasung oder -Verflüssi­
gung, deren Zielprodukte (Gas und Öl) weitge­
hend austauschbar sind . Es ist daher davon aus­
zugehen, daß im Hinblick auf ihre Kapitalkraft,
ihre wirtschaftliche Bedeutung und die Schwer­
punkte ihrer Aktivitäten zumindest DBP und
DB auch einzeln in der Lage wären, das Koope­
rationsziel zu erreichen . Das den Beteiligten
durch die Vereinbarung auferlegte Konkurrenz­
verbot bzw . die Unwahrscheinlichkeit von Wett­
bewerb zwischen ihnen als Folge der Vereinba­
rung bezweckt oder bewirkt daher eine Ein­
schränkung des Wettbewerbs innerhalb des
Gemeinsamen Marktes . Angesichts der Bedeu­
tung der Beteiligten auf dem industriellen Sek­
tor und der angestrebten Technologie im Ener­
giebereich ist diese Einschränkung auch spür­
bar.

Dies gilt auch für die Verpflichtung der Gesell­
schafter, für den Fall ihres Ausscheidens aus der
CGT das der CGT zustehende technische Wis­
sen während einer Frist von fünf Jahren auf
dem Kooperationsgebiet weder selbst zu verwer­
ten noch an Dritte weiterzugeben . Diese Ver­
pflichtung hindert ausscheidende Gesellschafter
an der Verwertung des Know-how, das sie dem
Gemeinschaftsunternehmen bei dessen Grün­
dung und danach unentgeltlich zur Benutzung
überlassen haben . Sie verstärkt das den Gesell­
schaftern auferlegte Wettbewerbsverbot, indem
sie die Wettbewerbsverhandlungen eines Gesell­
schafters auf dem Kooperationsgebiet nach
Beendigung seiner Beteiligung an dem Gemein­
schaftsunternehmen erschwert .

2 . Mit der möglichen Ausnahme von PCV nach
dem Ausscheiden der Flick-Gruppe als deren
Kapitaleigner gehören die Beteiligten bedeuten­
den, mit beträchtlichen materiellen und finan­
ziellen Ressourcen ausgestatteten industriellen
Gruppen an, die ihre Tätigkeit in fast allen Län­
dern der Gemeinschaft ausüben . Sie sind infol­
gedessen in der Lage , die von CGT entwickelte
Technologie in mehreren Ländern der Gemein­
schaft zu verwerten . Durch die wettbewerbsbe­
schränkenden Vereinbarungen scheiden die Ver­
tragsschließenden als Anbieter technologischen
Wissens auf dem Kooperationsgebiet im grenz­
überschreitenden Wirtschaftsverkehr innerhalb
des Gemeinsamen Marktes aus . Die Vereinba­
rungen sind daher geeignet, den Handel zwi­
schen den Mitgliedstaaten zu beschränken . Im
Hinblick auf die vorhandenen Strukturen der
Gasversorgung der Europäischen Gemeinschaft,

B. Anwendbarkeit von Artikel 85 Absatz 3
EWG-Vertrag

Nach Artikel 85 Absatz 3 können die Bestimmungen
des Artikels 85 Absatz 1 des EWG-Vertrags für nicht
anwendbar erklärt werden auf Vereinbarungen zwi­
schen Unternehmen, die unter angemessener Betei­
ligung der Verbraucher an dem entstehenden
Gewinn zur Verbesserung der Warenerzeugung oder
-Verteilung oder zur Förderung des technischen oder
wirtschaftlichen Fortschritts beitragen, ohne daß
den beteiligten Unternehmen

a) Beschränkungen auferlegt werden, die für die
Verwirklichung dieser Ziele nicht unerläßlich
sind, oder

b) Möglichkeiten eröffnet werden, für einen
wesentlichen Teil der betreffenden Waren den
Wettbewerb auszuschalten .

1 . Seit 1973 ist die Einfuhr von Rohöl in die
Gemeinschaft hinsichtlich der Verfügbarkeiten
und Preise von wiederkehrenden bzw. ständigen
Spannungen geprägt . Dennoch beträgt der
Anteil des Rohöls am Primärenergieverbrauch
der Gemeinschaft noch fast 49 %. Unter diesen
Umständen sind die Verminderung der Abhän­
gigkeit von dieser Energie und die Diversifizie­
rung der Energieversorgung der Gemeinschaft
durch die Inanspruchnahme alternativer, insbe­
sondere innerhalb der Gemeinschaft selbst ver­
fügbarer Energiequellen unumgänglich .

Bei der Suche nach mehr Diversifizierung und
Autonomie und damit mehr Stabilität hinsicht­
lich der Energieversorgung der Gemeinschaft
bietet die Kohlevergasung vor allem gute Vor­
aussetzungen durch eine verbesserte Ausnüt­
zung der Kohlevorkommen der Gemeinschaft .
Durch den Einsatz des erzeugten Gases bei der
Verstromung ist außerdem ein höherer Nut­
zungsgrad und mehr Umweltfreundlichkeit als
bei der Direktverbrennung der Kohle zu erwar­
ten . Ferner kann die Beherrschung dieser Tech­
nologie der betreffenden Industrie in der
Gemeinschaft nicht unerhebliche Absatzmög­
lichkeiten auch außerhalb der Gemeinschaft
erschließen . Unter diesen Voraussetzungen
haben die zuständigen Organe mehrfach die
Notwendigkeit für die Gemeinschaft betont,
sich vordringlich mit der Entwicklung von Koh­
leverflüssigungs- und -vergasungsverfahren zu
befassen . Bereits 1975 in ihrer Mitteilung an den
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Rat über eine „mittelfristige Orientierung Kohle
1975—1985"(') hat die Kommission erklärt, daß
das Verfahren der Kohlevergasung ein wichtiges
Element der Versorgungsstrategie der Gemein­
schaft auf dem Energiesektor darstellt . Im
Anschluß daran hat der Rat auf Vorschlag der
Kommission zwei Verordnungen (2) erlassen ,
die die Gewährung von Finanzhilfen für Vorha­
ben zur Nutzung alternativer Energiequellen,
vornehmlich der Kohlevergasung und Kohlever­
flüssigung, vorsehen . Ebenso hat der Europä­
ische Rat am 21 . und 22 . Juni 1979 in Straß­
burg eine Energiestrategie gefordert , die eine
größere Unabhängigkeit von der Ölversorgung
zum Ziel hat, und die Entwicklung neuer Ver­
fahren zur Umwandlung von Kohle empfohlen .

hätten . Daher kann angenommen werden, daß
der koordinierte unternehmerische Einsatz im
Gemeinschaftsunternehmen den Übergang der
angestrebten Technologie der Kohlevergasung
aus dem Stadium von Planung und Forschung
in das Stadium der großtechnischen Anwen­
dung erleichtert und beschleunigt. Das Wettbe­
werbsverbot trägt daher zur Förderung des tech­
nischen und wirtschaftlichen Fortschritts bei .

2 . Durch die Verminderung der möglichen Schwie­
rigkeiten , die nach den Erfahrungen der letzten
Jahre beim Import von Kohlenwasserstoffen in
die Gemeinschaft nicht auszuschließen sind, ist
die Kohlevergasung geeignet, einen Beitrag zu
einer Energieversorgung zu leisten, die den Ver­
brauchern hinsichtlich Mengen und Preisen
mehr Stabilität verspricht . Denn infolge der
Anwesenheit starker Wettbewerber auf diesem
Markt ist sichergestellt, daß die Vertragspartner
den als Ergebnis des Gemeinschaftsunterneh­
mens zu erwartenden Gewinn nicht für sich
behalten können . Unter diesem Gesichtspunkt
ist die Vereinbarung daher geeignet, die Ver­
braucher an dem durch die Zusammenarbeit
entstehenden Gewinn angemessen zu beteiligen .

3 . Den Unternehmen werden durch die Vereinba­
rung keine Beschränkungen auferlegt, die für
die Verwirklichung der vorerwähnten Ziele
nicht unerläßlich sind.

— Eine bloße Vereinbarung über den Aus­
tausch oder die Gewährung von Lizenzen
oder eine Vereinbarung über Spezialisierung
könnte die Erreichung des gesteckten Ziels
nicht in gleicher Weise gewährleisten wie
die völlige Vergemeinschaftung .

— Das Verbot, das die Vertragspartner hindert,
mit dem Gemeinschaftsunternehmen in
Wettbewerb zu treten, ist ein unter den
gegebenen Umständen unerläßlicher Ver­
tragsbestandteil . Es ist davon auszugehen,
daß die volle Konzentration ihrer Anstren­
gungen auf das Erreichen des Koopera­
tionsziels nur gewährleistet ist, wenn jegli­
ches Streben nach Erreichung eines indivi­
duellen Wettbewerbvorsprungs ausgeschal­
tet wird .

— Ebenfalls als eine die Verwirklichung des
Kooperationsziels unerläßliche Beschrän­
kung ist die Verpflichtung der Vertragspart­
ner anzusehen, für den Fall ihres Ausschei­
dens aus der CGT innerhalb von fünf Jah­
ren das dieser zustehende Know-how auf
dem Kooperationsgebiet nicht selbst zu ver­
werten oder an Dritte weiterzugeben. Sie
gewährleistet einen begrenzten Schutz vor
Wettbewerbshandlungen eines ausscheiden­

Die Vereinbarung trägt zur Erreichung der vor­
genannten Ziele bei . Zwar kann davon ausge­
gangen werden, daß jede der Gruppen, denen
die Vertragspartner angehören, einzeln in der
Lage wäre, das Kooperationsziel zu erreichen .
Bei dieser Bewertung der Wettbewerbsstellung
der Vertragspartner müssen aber besondere
Umstände berücksichtigt werden, die zu Vortei­
len bei der Verwirklichung des Vorhabens im
Rahmen eines Gemeinschaftsunternehmens
führen . Hier sind die unterschiedlichen Unter­
nehmensschwerpunkte der beteiligten Gruppen
zu berücksichtigen, die im Hinblick auf das
Kooperationsziel komplementär sind, wobei
sich Grundlagen der Verfahrenstechnik bei PCV
(vormals Flick), industrieller Großanlagenbau
bei der Deutschen Babcock und Erfahrung im
Raffineriebetrieb — einer der Kohlevergasung
artverwandten Technologie — bei British Petro­
leum gegenüberstehen . Im Hinblick auf diese
vorhandene komplementäre Spezialisierung der
Vertragspartner bietet ihre Zusammenarbeit im
Rahmen eines Gemeinschaftsunternehmens
unter Ausschluß des Wettbewerbs untereinander
bessere Bedingungen für die Erreichung des
Kooperationsziels als dieser Wettbewerb selbst .
Das mit der Kooperation verbundene Wettbe­
werbsverbot zwingt darüber hinaus die Beteilig­
ten zur Konzentration ihrer Kräfte auf die Ent­
wicklung der neuen Technologie im Gemein­
schaftsunternehmen . Hieraus sind Zeit- und
Kosteneinsparungen zu erwarten . Die Kosten
für dieses Entwicklungsprogramm sind über­
schlägig mit rd . 500 Mill . DM anzusetzen , doch
muß als sicher angenommen werden, daß die
mit den entsprechenden Ressourcen ausgestat­
teten Beteiligten, wenn sie einzeln das Koopera­
tionsziel zu erreichen suchten, mangels des Vor­
teils einander ergänzender technischer Erfah­
rungen jeweils weitaus höhere Kosten zu tragen

(') ABl . Nr. C 22 vom 30. 1 . 1975 , S. 1 .
O ABl . Nr. L 158 vom 16.6. 1978, S. 3 ; ABl . Nr. L 93

vom 12 . 4 . 1979, S. 5 .
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einer Demonstrationsanlage umfassen . Es ist daher
angebracht, die Freistellung bis zum 3 1 . Dezember
1989 zu befristen —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN :

den Gesellschafters oder dritter Unterneh­
men, ohne den das Kooperationsziel nicht
erreicht werden kann .

4. Die Vereinbarung gibt den Gesellschaftern auch
nicht die Möglichkeit, für einen wesentlichen
Teil des Vertragserzeugnisses den Wettbewerb
auszuschalten . Innerhalb und außerhalb des
Gemeinsamen Marktes sind nicht nur bereits
Verfahren verschiedener Art zur Kohleverga­
sung erprobt, sondern befinden sich auch wei­
tere in der Entwicklung. Eine Reihe bedeuten­
der Unternehmen der Gemeinschaft ist an der
Erschließung dieses Marktes beteiligt . Ihr indi­
vidueller unternehmerischer Erfolg dabei hängt
sowohl von der Qualität ihrer Technologie und
deren Kosten als auch von den für ihren Betrieb
vorgesehenen Einsatzkohlen, deren Herkunft
und Preisen ab . Unter diesen Umständen ist ein
wirksamer Wettbewerb in diesem Bereich gesi­
chert .

Artikel 1

Artikel 85 Absatz 1 des EWG-Vertrags wird gemäß
Artikel 85 Absatz 3 auf die am 29 . Mai 1979 zwi­
schen der Deutschen BP einerseits und Carbon Gas
Technologie GmbH sowie deren Gesellschaften
andererseits geschlossene Vereinbarung betreffend
eine Beteiligung der Deutschen BP an der am
14 . Dezember 1977 gegründeten Carbon Gas Tech­
nologie GmbH für nicht anwendbar erklärt .

Artikel 2

Die Freistellungserklärung wird mit folgender Auf­
lage verbunden : CGT ist verpflichtet, alle mit ihren
Gesellschaftern abgeschlossenen Lizenzverträge
unmittelbar nach ihrem Abschluß der Kommission
zur Einsichtnahme vorzulegen .

Artikel 3

Diese Entscheidung gilt mit Wirkung vom 9 . Okto­
ber 1979 bis zum 31 . Dezember 1989 .

C. Anwendbarkeit von Artikel 8 Absatz 1 der
Verordnung Nr. 17

Nach Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung Nr. 17
kann die Freistellungserklärung mit Bedingungen
und Auflagen verbunden werden .

In dem vorliegenden Fall muß der Kommission
Gelegenheit gegeben werden, zu prüfen, ob der
Wettbewerb innerhalb des Gemeinsamen Marktes
nicht zusätzlich eingeschränkt wird durch Maßnah­
men, die ihren Grund darin haben, daß die beteilig­
ten Vertragspartner oder Gesellschaften, die zu der
Unternehmensgruppe des jeweiligen Vertragspart­
ners gehören, jetzt oder später, unmittelbar oder
über Beteiligungen an dritten Unternehmen, unab­
hängig von CGT eine Tätigkeit auf dem Gebiet der
Kohlevergasung im Gemeinsamen Markt ausüben .
Denn es ist nicht auszuschließen, daß unter diesen
Umständen konkurrierende Interessen innerhalb
von Unternehmensgruppen miteinander in Konflikt
geraten und sich Tendenzen zur Marktaufteilung
.herausbilden . Daher ist eine Auflage vorzusehen,
die es der Kommission erleichtert, gegen derartige
Praktiken einzuschreiten .

Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung Nr. 17 bestimmt
ferner, daß eine Erklärung der Kommission gemäß
Artikel 85 Absatz 3 EWG-Vertrag für eine bestimmte
Zeit abgegeben wird .

Angesichts der bedeutenden von den Gesellschaf­
tern vorzunehmenden Investitionen kann die für die
Verwirklichung des Kooperationsziels notwendige
Frist nicht kurz bemessen sein . Sie soll zunächst den
vorgesehenen Zeitraum bis zur Inbetriebnahme

Diese Entscheidung ist an folgende Unternehmen
gerichtet :

— Deutsche BP Aktiengesellschaft, Überseering 2 ,
D-2000 Hamburg 60,

— Deutsche Babcock Aktiengesellschaft, Duisbur­
ger Straße 375 , D-4200 Oberhausen 1 ,

— Deutsche Babcock-Beteiligungs-GmbH, Duis­
burger Straße 375, D-4200 Oberhausen 1 ,

— Projektierung Chemische Verfahrenstechnik
GmbH, Ten Eicken 12, D-4030 Ratingen 1 ,
Haus Hohbeck,

— Carbon Gas Technologie GmbH, Ten Eicken
12 , D-4030 Ratingen 1 , Haus Hohbeck .

Brüssel, den 8 . Dezember 1983

Für die Kommission

Frans ANDRIESSEN

Mitglied der Kommission


